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KERNPUNKTE

Ziel der Empfehlung: Die Angebote an frihkindlicher Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) sollen ausgeweitet und
deren Qualitat verbessert werden.

Betroffene: Kinder bis zum schulpflichtigen Alter und deren Eltern, FBBE-Personal.

O Pro: (1) Investitionen in FBBE entfalten langfristig einen grenziiberschreitenden Nutzen fir alle Mitglied-
staaten.

O (2) FBBE-Berufe sollten durch eine Statusaufwertung insgesamt attraktiver gemacht werden, damit aus-
O reichend Personal mit der angestrebten hoheren Qualifikation eingestellt werden kann.

Contra: Die Entscheidung dariiber, welche Inhalte in der FBBE vermittelt werden, sollte grundsatzlich den
Mitgliedstaaten Gberlassen werden.

Die wichtigsten Passagen im Text sind durch einen Seitenstrich gekennzeichnet.

INHALT

Titel

Vorschlag COM(2018) 271 vom 22. Mai 2018 fiir eine Empfehlung des Rates zu hochwertiger frithkindlicher Betreu-
ung, Bildung und Erziehung

Kurzdarstellung

Hinweis: Die Nummerierungen und Seitenzahlen verweisen, soweit nicht anders angegeben, auf die vorgeschlagene Empfeh-
lung COM(2018) 271.

» Hintergrund und Ziele

— Fruhkindliche Betreuung, Bildung und Erziehung (FBBE) umfassen den Zeitraum ab der Geburt bis zum schul-
pflichtigen Alter.

— Hochwertige FBBE tragen zu besseren Bildungsabschliissen und Arbeitsmarktergebnissen sowie zur sozialen In-
klusion bei [Erwadgungsgriinde 3-7].

— Die Verfligbarkeit von FBBE-Diensten erleichtert die Arbeitsmarktbeteiligung der Eltern, insbesondere der Mit-
ter [Erwdgungsgrund 8].

— Der Europdische Rat hat in seinen Schlussfolgerungen zu seinem Treffen vom 15. und 16. Marz 2002 in Barcelona
beschlossen, dass bis 2010 in der EU
- fiir 33% aller Kinder von 0-2 Jahren und
- flir 90% aller Kinder von 3 Jahren bis zum schulpflichtigen Alter
FBBE-Angebote zur Verfligung stehen sollen (,,Barcelona-Ziele”) [Erwdgungsgrund 21]. Bis heute wurde nur das
erste Ziel erreicht, das zweite mit 86% verfehlt [COM(2018) 273, S. 1 ff.].

— Nur die Halfte aller Kinder in der EU zwischen 0 Jahren und dem schulpflichtigen Alter, rund 15 Mio., erhalten
FBBE [S. 2].

— Die Mitgliedstaaten sollen auf der Grundlage der vorgeschlagenen Empfehlung [S. 1 f.]
- den Zugang zu FBBE-Einrichtungen erleichtern und
- die Qualitat der FBBE-Dienste verbessern.

» Anwendungsbereich und Umsetzung der Empfehlung
— Die Empfehlung richtet sich neben den Mitgliedstaaten auch an Sozialpartner und sonstige Organisationen der
Zivilgesellschaft, die in der FBBE tatig sind [Erwdgungsgrund 23].
— Die Empfehlung soll von den Mitgliedstaaten unter Berlicksichtigung der verflighbaren Ressourcen und der nati-
onalen Gegebenheiten sowie in enger Zusammenarbeit mit allen relevanten Interessentragern umgesetzt wer-
den [S. 17].

» Zugang zu FBBE-Einrichtungen
— Es sollen ausreichend FBBE-Platze fir alle Kinder geschaffen und dafiir gesorgt werden, dass diese Platze tatsach-
lich in Anspruch genommen werden kénnen [Erwédgungsgrund Nr. 10; Nr. 2].
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— Die Mitgliedstaaten sollen z.B. dafiir sorgen, dass
- FBBE-Einrichtungen angemessen geographisch verteilt sind und flexible Offnungszeiten haben [Nr. 2 b],
- Kosten fiir die Nutzung der FBBE-Einrichtungen die Eltern nicht von der Nutzung abhalten [Nr. 2b],
- FBBE-Einrichtungen auch von Kindern aus ,,benachteiligten Familien” genutzt werden [Nr. 2 c].

» Qualifikation des FBBE-Personals
— Die Qualifikation des Personals von FBBE-Einrichtungen soll verbessert werden [Nr. 3].
— Die Mitgliedstaaten sollen z.B. dafiir sorgen, dass
- FBBE-Berufe attraktiver werden, damit sich mehr Menschen dafir entscheiden [Nr. 3 a],
- Anforderungen an die Qualifikation des FBBE-Personal an diejenigen fiir Grundschullehrer angeglichen und die
Erstausbildung und Weiterbildung des FBBE-Personals verbessert werden [Nr. 3 a, b].

» Inhalte der FBBE
— Die FBBE soll vor allem die ,sozialen, emotionalen, Lern- und Sprachkompetenzen” der Kinder fordern [Nr. 4].
— Die Empfehlung enthalt eine ganze Reihe von Vorschldgen, welche Fahigkeiten die Mitgliedstaaten durch die
FBBE fordern sollten [Nr. 4 a bis e], unter anderem den Fremdsprachenerwerb [Nr. 4 c].

» Weitere MaBnahmen der Mitgliedstaaten
— Die Mitgliedstaaten sollen fiir eine angemessene Finanzierung der FBBE sorgen [Nr. 6 a).
— Die Mitgliedstaaten sollen auf der Grundlage dieser Empfehlung weiterergehende nationale oder regionale Qua-
litdtsanforderungen fir FBBE-Dienste aufstellen [Nr. 6 b].

» Weitere MaBnahmen der EU

— Die Kommission wird den Austausch von Erfahrungen und bewadhrten Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten
erleichtern [Nr. 8, 9].

— Die Kommission wird die Umsetzung der Empfehlung durch die Bereitstellung von EU-Mitteln, insbesondere
durch die europdischen Struktur- und Investitionsfonds, unterstiitzen [Nr. 10].

— Die Kommission wird dem Rat nach einer Konsultation der Mitgliedstaaten aktualisierte Richtwerte flir FBBE-
Angebote vorschlagen [Nr. 11]. Darauf basierend kdnnte der Rat [S. 9]
- die Barcelona-Ziele anpassen,
- die neuen Richtwerte in das Europdische Semester einbeziehen und
- die bisherigen Richtwerte des Strategischen Rahmens fiir die europaische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der

allgemeinen und beruflichen Bildung anpassen.

Subsidiaritatsbegriindung der Kommission

Auf der Grundlage der Empfehlung soll die bisherige Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der FBBE,
als Teil der allgemeinen und beruflichen Bildung, fortgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollen dazu gebracht werden,
weiter auf die vom Europaischen Rat beschlossenen Barcelona-Ziele hinzuarbeiten. Der Mehrwert des gemeinsamen
Handelns auf EU-Ebene ergibt sich u.a. aus dem Austausch von Fachwissen und Erfahrungen zwischen den Mitglied-
staaten [S. 6].

Politischer Kontext

Die Empfehlung soll zur Umsetzung der Européischen Saule sozialer Rechte [s. ceplnput 01/20018] beitragen [S. 1], die
bestimmt, dass alle Kinder ein Recht auf hochwertige, bezahlbare friihkindliche Bildung und Betreuung haben [Grund-
satz 11]. Empfehlungen zur Verbesserung der FBBE sind bereits u.a. in der Empfehlung des Rates vom 22. Mai 2018 zu
Schlisselkompetenzen fir lebenslanges Lernen und enthalten.

Stand der Gesetzgebung

22.05.18 Annahme durch Kommission

Politische Einflussmoglichkeiten

Generaldirektionen: Bildung, Jugend, Sport und Kultur (federfiihrend)

Bundesministerien: Bildung und Forschung (federflihrend)

Ausschlsse des Deutschen Bundestags:  Bildung, Forschung und Technikfolgenabschatzung (federfiihrend)

Entscheidungsmodus im Rat: Quialifizierte Mehrheit (Annahme durch 55% der Mitgliedstaaten, die 65%
der EU-Bevélkerung ausmachen)

Formalien

Kompetenznorm: Art. 165 AEUV (Bildung)

Art der Zustandigkeit: Unterstitzungs-, Koordinierung und Erganzungszustandigkeit (Art. 6 AEUV)

Verfahrensart: Nichtlegislatives Verfahren
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BEWERTUNG

Okonomische Folgenabschitzung

Durch die Umsetzung der Empfehlung konnen den Mitgliedstaaten erhebliche Kosten entstehen. Investitionen in die
Verfugbarkeit und die Qualitat von FBBE-Diensten sind allerdings im Wesentlichen aus drei Griinden volkswirtschaftlich
sinnvoll:

Erstens: Investitionen in FBBE erzeugen hohe Bildungsrenditen, denn sie tragen eher dazu bei, dass die betroffenen
Personen spater héhere Einkommen erzielen, als Investitionen in anderen Bildungsbereichen [SWD(2018) 173, S. 14].
Die Teilnahme an FBBE, insbesondere bei Kindern aus benachteiligten Familien, hat deutlich positive Effekte auf das
zuklnftige Bildungsniveau und damit auf Einkommen, soziale Eingliederung und Gesundheit [SWD(2018) 173, S. 10].
Zweitens: Investitionen in FBBE entfalten nicht nur Vorteile fir den investierenden Mitgliedstaat, sondern langfristig
auch einen grenziiberschreitenden Nutzen fiir alle Mitgliedstaaten. Aufgrund des Rechts auf Freiziigigkeit kdnnen EU-
Bilrger in der gesamten EU eine Ausbildung machen, studieren und arbeiten. Die Kinder, die heute FBBE in einem
Mitgliedstaat erhalten, konnen ihre persénlichen Fahigkeiten daher in 15 bis 20 Jahren als Auszubildende, Studenten,
Arbeitnehmer oder Selbststandige EU-weit einbringen.

Drittens: FBBE-Dienste erleichtern den Eltern, die dies wiinschen, die Teilnahme am Arbeitsmarkt. Insbesondere bei
Frauen fuhrt das Fehlen von verfligbaren FBBE-Angeboten dazu, dass sie ihre Arbeitszeit reduzieren oder ganz aus dem
Arbeitsmarkt ausscheiden [OECD(2018) Education and Skills today].

Aufgrund des Nutzens von FBBE haben die Mitgliedstaaten 2002 im Europaischen Rat die Barcelona-Ziele beschlossen,
wonach bis 2010 fiir 33% aller Kinder von 0-2 Jahren und fiir 90% aller Kinder von 3 Jahren bis zum schulpflichtigen
Alter FBBE-Platze zur Verfiigung stehen sollen. Bis heute wurden diese Ziele aber nur zum Teil erreicht [zum Stand der
Umsetzung s. COM(2018)273, S. 1 ff.]. Im EU-Durchschnitt geben rund 32% der Eltern, die keine FBBE-Einrichtungen
nutzen, als Griinde hierfir an, dass FBBE-Einrichtungen nicht verfligbar sind oder Hindernisse fir deren Nutzung be-
stehen [EU-SILC-Ad-hoc-Module 2016 “Access to services”]. Da die Barcelona-Ziele noch nicht erreicht sind und die
Nachfrage nach FBBE-Einrichtungen das Angebot tatsdchlich lbersteigt, ist es sachgerecht, dass die Kommission die
Mitgliedstaaten auffordert, mehr FBBE-Angebote zu schaffen und Hindernisse beim Zugang zu bereits bestehenden
FBBE-Angeboten abzubauen.

Inwieweit FBBE der Entwicklung von Kindern nutzen, hangt maRgeblich von der Qualitat der FBBE-Dienste ab. Es ist
daher grundsatzlich sinnvoll, dass die Mitgliedstaaten die Anforderungen an die Qualifikation des FBBE-Personals er-
héhen sollen. Dadurch werden aber auch Hiirden fiir den Zugang zu FBBE-Berufen geschaffen, obwohl zugleich das
Angebot an FBBE-Pldtzen ausgebaut werden soll. FBBE-Berufe sollten, wie von der Kommission vorgeschlagen, durch
eine Statusaufwertung insgesamt attraktiver gemacht werden, damit ausreichend Personal mit der angestrebten
hoheren Qualifikation eingestellt werden kann.

EU-Vorgaben fiir die Inhalte der FBBE sind 6konomisch nur sinnvoll, wenn diese Vorgaben in allen Mitgliedstaaten
Nutzen entfalten. Es ist zwar unstreitig, dass FBBE an sich positive Wirkungen entfalten, aber es lasst sich kaum beur-
teilen, welche einzelnen Inhalte fir die Kinder und fur die Gesellschaft langfristig den gréten Nutzen stiften. Die Ent-
scheidung dariiber, welche Inhalte in der FBBE vermittelt werden, sollte daher grundsatzlich den Mitgliedstaaten
liberlassen werden. Eine Ausnahme hiervon bildet die Férderung von Fremdsprachen. Die Kenntnis von Fremdspra-
chen erleichtert die Freizligigkeit innerhalb der EU und damit auch den Zugang zu den Arbeitsmarkten der anderen
Mitgliedstaaten.

Juristische Bewertung

Kompetenz

Die EU soll zur Entwicklung einer qualitativ hochwertigen allgemeinen Bildung beitragen, indem sie die Zusammenar-
beit und Tatigkeit der Mitgliedstaaten férdert, unterstitzt und ergédnzt [Art. 165 Abs. 1 AEUV]. Zu diesem Zweck kann
der Rat auf Vorschlag der Kommission Empfehlungen erlassen [Art. 165 Abs. 4 AEUV]. Dabei muss er aber die Verant-
wortung der Mitgliedstaaten fiir die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems beachten [Art. 165 Abs. 1
AEUV]. Hiervon macht der Vertrag allerdings eine Ausnahme, indem er bestimmt, dass die EU das Erlernen von Spra-
chen fordern soll [Art. 165 Abs. 2 AEUV]. Der Vorschlag der Kommission umfasst nur wenige kurze, sehr allgemein
formulierte Empfehlungen, die im Wesentlichen die Organisation der FBBE betreffen, und daher von der Kompetenz
der EU gedeckt sind. Auch der Vorschlag, den Fremdsprachenerwerb zu fordern, ist kompetenzkonform. Daruber hin-
aus umfasst der Vorschlag zwar auch Empfehlungen zur Forderung der sozialen, emotionalen, Lern- und Sprachkom-
petenz und somit zu den Inhalten der FBBE-Angebote. Diese sind allerdings ebenfalls so vage formuliert, dass sie nicht
als Vorgabe eines konkreten Lerninhalts verstanden werden kénnen. Die Empfehlung ist daher insgesamt von der Kom-
petenz der EU gedeckt.
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Subsidiaritat

Die Zustandigkeit der Mitgliedstaaten fir die Lerninhalte [Art. 165 Abs. 1 AEUV] ist Ausdruck des Grundsatzes, dass die
EU die nationale Identitdt der Mitgliedstaaten achtet [Art. 4 Abs. 2 EUV]. Die Mitgliedstaaten und deren Untergliede-
rungen wissen selbst am besten, welche Inhalte durch die FBBE vermittelt werden sollen. Abgesehen von der Empfeh-
lung zur Forderung des Fremdsprachenerwerbs verstoRt die Vorgabe bestimmter FBBE-Inhalte daher grundsatzlich
gegen das Subsidiaritatsprinzip. Hiervon ist eine Ausnahme zu machen: Alle Mitgliedstaaten haben sich zur Wahrung
gemeinsamer Werte wie Menschenwiirde, Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit verpflichtet [Art. 2 EUV]. An-
gesichts der gegenldufigen Entwicklungen in mehreren Mitgliedstaaten sollte der Rat daher in der endgiiltigen Ver-
sion empfehlen, dass die gemeinsamen EU-Werte wie Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit bereits in der
FBBE vermittelt werden [vgl. Empfehlung des Rates vom 22. Mai 2018 zur Férderung gemeinsamer Werte, inklusiver
Bildung und der européischen Dimension im Unterricht].

VerhéltnismaRigkeit gegenliber den Mitgliedstaaten

Empfehlungen sind nicht verbindlich [Art. 288 AEUV]. Es bleibt daher grundsatzlich den Mitgliedstaaten liberlassen, ob
und wie sie Empfehlungen umsetzen. Dennoch sind die Mitgliedstaaten aufgrund des Grundsatzes der Unionstreue
[Art. 4 Abs. 3 EUV] gehalten, Empfehlungen zu beachten. Zudem wird die Umsetzung der Empfehlung voraussichtlich
im europadischen Semester (iberwacht werden. Allerdings werden die Gestaltungsmaoglichkeiten der Mitgliedstaaten
durch die Empfehlung kaum eingeschrankt, da sie nur sehr allgemein formulierte Ziele enthilt.

Auswirkungen auf das deutsche Recht

Bildungspolitik ist Léndersache [Art. 30 GG]. Die Bundesldander sind daher daflr zusténdig, die FBBE-Angebote anhand
der Empfehlung zu verbessern. Das jiingst beschlossene Gute-Kita-Gesetz sieht ebenfalls vor, dass die Bundeslander
mit Unterstiitzung des Bundes die Qualitdt der FBBE-Angebote verbessern. Die Empfehlung diirfte daher kaum zu nen-
nenswerten Anderungen des deutschen Rechts fiihren.

Zusammenfassung der Bewertung

Investitionen in FBBE entfalten langfristig einen grenziiberschreitenden Nutzen fir alle Mitgliedstaaten. FBBE-Berufe
sollten durch eine Statusaufwertung insgesamt attraktiver gemacht werden, damit ausreichend Personal mit der an-
gestrebten héheren Qualifikation eingestellt werden kann. Die Entscheidung dariber, welche Inhalte in der FBBE ver-
mittelt werden, sollte grundsatzlich den Mitgliedstaaten Uberlassen werden. Angesichts der Entwicklungen in mehre-
ren Mitgliedstaaten sollte der Rat empfehlen, dass die gemeinsamen EU-Werte wie Freiheit, Demokratie und Rechts-
staatlichkeit bereits in der FBBE vermittelt werden.

Autoren: Urs Potzsch und Karen Rudolph | Telefon 0761 38693-107 | poetzsch@cep.eu 4


mailto:poetzsch@cep.eu

	Subsidiaritätsbegründung der Kommission
	Politischer Kontext
	Stand der Gesetzgebung
	Politische Einflussmöglichkeiten
	Formalien
	Ökonomische Folgenabschätzung
	Juristische Bewertung
	Kompetenz
	Subsidiarität
	Verhältnismäßigkeit gegenüber den Mitgliedstaaten
	Auswirkungen auf das deutsche Recht

	Zusammenfassung der Bewertung

